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Nichtregierungsorganisationen und die 
Vereinten Nationen 

Perspektiven nach dem Weltgipfel 2005 
 

gbkp=j^oqbkp=

Nichtstaatliche Organisationen haben in den Vereinten Nationen (UN) seit An-
fang der 1990er Jahre erheblich an Bedeutung gewonnen. Versuche, ihre for-
mellen Beteiligungsmöglichkeiten zu reformieren, hatten jedoch seit der letzten 
Überprüfung der Konsultativbeziehungen zwischen UN und NGOs 1996 keinen 
Erfolg. Die Vorschläge des vom UN-Generalsekretär eingesetzten „Cardoso-
Panels“ spielten in den Reformdebatten des Jahres 2005 keine Rolle. Statt des-
sen setzten die Regierungen im Vorbereitungsprozess zum Millennium+5-Gipfel 
der Vereinten Nationen das entgegengesetzte Signal: Im Gegensatz zu den 
Weltgipfeln der 1990er Jahre und den Tagungen des ECOSOC und seiner funk-
tionalen Kommissionen schlossen sie NGOs von den Vorbereitungen auf den 
Gipfel und dem Gipfel selbst weitgehend aus.  

Welche Perspektiven zeichnen sich vor diesem Hintergrund für die zukünftige 
Mitwirkung von NGOs in den Vereinten Nationen ab? Welche Reformvorschlä-
ge liegen auf dem Tisch, wo bestehen die größten Widerstände, wo erscheinen 
politische Fortschritte möglich? Und welche konkreten Schlussfolgerungen er-
geben sich daraus für den weiteren Reformprozess in den Vereinten Nationen? 
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1 Status quo der NGO-Partizipation in 

den UN 

Rechtliche Grundlage für die Partizipationsmög-
lichkeiten von NGOs in den Vereinten Nationen 
ist der Artikel 71 der UN-Charta. Er ermöglicht 
dem ECOSOC, Konsultativbeziehungen zu NGOs 
zu unterhalten. Einzelheiten der zur Zeit gültigen 
Partizipationsrechte sind in einer Resolution des 
ECOSOC geregelt, die im Jahr 1996 verabschie-
det wurde1. Sie sieht für nationale und internati-
onale NGOs weitgehende Beteiligungsmöglich-
keiten im ECOSOC und seinen funktionalen 
Kommissionen, z.B. der Menschenrechtskom-
mission und der Kommission für nachhaltige 
Entwicklung (CSD) vor. Daneben regelt sie auch 
die Beteiligung von NGOs bei internationalen 
Konferenzen, die von den UN veranstaltet 
werden.  

Dagegen bestehen bei den anderen Hauptorga-
nen der UN, insbesondere bei der Generalver-
sammlung und beim Sicherheitsrat, keine for-
mal-rechtlichen Beteiligungsmöglichkeiten für 
NGOs. Allerdings hat sich die Generalversamm-
lung in den letzten Jahren ÇÉ= Ñ~Åíç für NGOs 
geöffnet. Dies geschah unter anderem im Rah-
men der „+5-Sondergeneralversammlungen“ und 
des informellen Hearings mit der Zivilgesellschaft 
im Vorfeld des Weltgipfels 2005 (siehe unten). 
Und auch im Sicherheitsrat kam es durch einen 
protokollarischen Trick (die sog. Arria-Formel2 ) 
vereinzelt zu Konsultationen mit NGOs. Sie fan-
den außerhalb der Räumlichkeiten des Sicher-
heitsrates statt und tauchten nicht auf dem offi-
ziellen Sitzungskalender des Rates auf. Vielen 
NGOs gehen diese Beteiligungsmöglichkeiten 
nicht weit genug. Sie fordern unter anderem, die 
Partizipationsregeln des ECOSOC auf die Gene-
ralversammlung zu übertragen.  

Unter anderem als Folge der Revision der Beteili-
gungsregeln von 1996 war die Zahl der NGOs 
mit Konsultativstatus beim ECOSOC erheblich 
angestiegen. 1992 waren es noch 744 Organisa-
tionen, im Jahr 2005 betrug ihre Zahl bereits 
2613. UN-Generalsekretär Kofi Annan sprach in 
diesem Zusammenhang von einer explosionsar-
tig angewachsenen NGO-Beteiligung, als deren 
Folge ł^åòÉáÅÜÉå= ÉáåÉê= ÖÉïáëëÉå=_Éä~ëíìåÖ=ÇÉë=
póëíÉãë“ festzustellen seien.3 Denn die Verein-
ten Nationen hatten in ihren Arbeitsmethoden 

                                                 
1  ECOSOC Res. 1996/31 vom 25. Juli 1996 (Consul-

tative relations between the United Nations and 
non-governmental organizations). 

2  Vgl. dazu James Paul (2003): The Arria Formula. 
New York: GPF  
(http://www.globalpolicy.org/security/mtgsetc/arria.
htm).  

3  Vgl. UN Dok. A/57/387 vom 9. September 2002, 
para. 139. 

und Sekretariatsstrukturen auf die Veränderun-
gen der vergangenen Jahre nicht reagiert. Die 
Zuständigkeiten für NGOs im UN-Sekretariat 
blieben unübersichtlich, die Akkreditierungsver-
fahren bürokratisch und langwierig. Die Infra-
struktur und die finanzielle Unterstützung für 
NGOs sind völlig unzureichend. Als Folge davon 
waren (und sind bis heute) NGOs aus dem Sü-
den bei UN-Tagungen unterrepräsentiert. 

2 Der Report des Cardoso-Panels 

Als Reaktion auf die zunehmende Zahl und 
wachsende Bedeutung zivilgesellschaftlicher Or-
ganisationen in den Vereinten Nationen richtete 
UN-Generalsekretär Kofi Annan im Frühjahr 
2003 ein Expertenpanel ein, das Vorschläge für 
die künftige Gestaltung der Beziehungen zwi-
schen UNO und Zivilgesellschaft formulieren soll-
te. Zum Vorsitzenden des Panels machte er den 
ehemaligen brasilianischen Präsidenten Fernando 
Cardoso. Das Panel legte im Juni 2004 seinen 
Bericht mit dem Titel "We the peoples: civil so-
ciety, the United Nations and global governan-
ce" vor.4  

Der Bericht enthält eine Reihe nützlicher Vor-
schläge zur Vereinfachung der Akkreditierungs-
verfahren für NGOs, zur finanziellen Unterstüt-
zung der Beteiligung von NGOs aus Entwick-
lungsländern, und zur stärkeren Zusammenar-
beit des Sicherheitsrates mit NGOs. In zentralen 
Fragen, z.B. der Öffnung der Generalversamm-
lung für NGOs, bleibt der Bericht jedoch vage 
und geht kaum über den Status quo hinaus.  

Das Grundproblem des Berichts ist jedoch, dass 
er sich nicht auf die Beziehung zwischen UN und 
Zivilgesellschaft beschränkt, wie es sein Titel 
suggeriert. Statt dessen stellt er die "Partner-
schaft" zwischen Regierungen, Privatwirtschaft 
und Zivilgesellschaft in den Mittelpunkt, die er 
als "Constituencies" der UN bezeichnet. Indem 
er den Terminus der "Constituency" einführt, 
vergrößert der Bericht jedoch eher das ohnehin 
bestehende Begriffswirrwarr in den Vereinten 
Nationen, in denen Begriffe wie "NGOs", "Zivil-
gesellschaft", "Privatsektor" und "Stakeholder" 
bisher nicht einheitlich verwendet werden. 5 

                                                 
4  Vgl. Panel of Eminent Persons on United Nations-

Civil Society Relations (2004) („Cardoso-Report“). 
5  Das Cardoso-Panel definiert den Begriff der „Con-

stituency“= folgendermaßenW= ł`çåëíáíìÉåÅóW= `çãJ
éêáëÉë= íÜêÉÉ=Äêç~Ç=ëÉÅíçêëW=Åáîáä= ëçÅáÉíóI=íÜÉ=éêáî~íÉ=
ëÉÅíçê=~åÇ=íÜÉ=pí~íÉK=`Éåíê~ä=dçîÉêåãÉåíë=~êÉ=íÜÉ=
jÉãÄÉê= pí~íÉë= çÑ= íÜÉ= råáíÉÇ= k~íáçåëI= ÅçääÉÅíáîÉäó=
ÅçåëíáíìíáåÖ= áíë= ãÉãÄÉêëÜáéK= líÜÉêë= ~Åíçêë= ~êÉ= çÑ=
ÖêçïáåÖ= áãéçêí~åÅÉ= íç= íÜÉ=ÇÉäáÄÉê~íáîÉ=éêçÅÉëëÉëI=
çéÉê~íáçåë=~åÇ=ÅçããìåáÅ~íáçåë=çÑ=íÜÉ=råáíÉÇ=k~J
íáçåëK= qÜÉ= m~åÉä= ëìÖÖÉëíë= íÜ~í= íÜÉ=råáíÉÇ=k~íáçåë=
îáÉï=íÜÉëÉ=~Åíçêë=~ë=ÅçåëíáíìÉåÅáÉëI=çê=ëí~âÉÜçäÇÉêëI=
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Zugleich verlagert er damit die Aufmerksamkeit 
weg von den Beziehungen zwischen UN und Zi-
vilgesellschaft hin zu „Multi-Stakeholder“- oder 
„Multi-Constituency“-Ansätzen. Seine Empfeh-
lungen zielen explizit auf eine Stärkung der Pri-
vatwirtschaft in den Vereinten Nationen und 
würden in der Konsequenz zu einer Verschie-
bung der Kräfteverhältnisse und zum Teil sogar 
zu einer Schwächung der NGO-Beteiligung in 
den UN führen. Denn das Cardoso-Panel forder-
te indirekt auch die Verlagerung von finanziellen 
Mitteln weg von reinen NGO-Foren: 

łqÜÉ=pÉÅêÉí~êá~í=ëÜçìäÇ=ÑçëíÉê=ãìäíáJÅçåëíáíìÉåÅó=
éêçÅÉëëÉë= ~ë= åÉï= ÅçåÇìáíë= Ñçê= ÇáëÅìëëáçå= çÑ=
råáíÉÇ= k~íáçåë= éêáçêáíáÉëI= êÉÇáêÉÅíáåÖ= êÉëçìêÅÉë=
åçï=ìëÉÇ= Ñçê= ëáåÖäÉJÅçåëíáíìÉåÅó= Ñçêìãë= ÅçîÉêJ
áåÖ=ãìäíáéäÉ=áëëìÉëKÒS=

Die Reaktionen auf den Cardoso-Bericht waren 
verhalten. Die meisten NGOs nahmen den Be-
richt nicht zur Kenntnis oder straften ihn be-
wusst mit Missachtung. Einige äußerten sich ent-
täuscht über die vagen Vorschläge zur Auswei-
tung der Partizipationsrechte auf die Generalver-
sammlung. Andere kritisierten explizit, dass das 
Panel sich nicht auf die Beziehungen zwischen 
UN und Zivilgesellschaft beschränkte sondern 
sich auch für eine stärkere Einbeziehung der Pri-
vatwirtschaft aussprach.  

Auch die Regierungen reagierten auf den Cardo-
so-Bericht zurückhaltend. Bisher hat keine Regie-
rung eine ausführliche Stellungnahme zu den 
Vorschlägen veröffentlicht. In der Debatte der 
Generalversammlung über den Bericht im Okto-
ber 2004 wurde deutlich, dass viele Länder (u.a. 
China, Ägypten und Kuba) eine Ausweitung der 
Partizipationsrechte für NGOs strikt ablehnen. 
Aber auch traditionelle Befürworter einer stärke-
ren NGO-Beteiligung, wie einige Länder der EU, 
hielten sich in ihrer Unterstützung für den Car-
doso-Bericht zurück.7 Der Präsident der General-
versammlung fasste die Stimmung unter den 
Mitgliedsstaaten folgendermaßen zusammen: 

?oÉÖ~êÇáåÖ= êÉä~íáçåë= ÄÉíïÉÉå= íÜÉ= råáíÉÇ= k~J
íáçåë= ~åÇ= Åáîáä= ëçÅáÉíó= Åçåí~áåÉÇ= áå= íÜÉ=`~êÇçëç=
êÉéçêíI= áí=ï~ë= êÉÅçÖåáòÉÇ= íÜ~í= íÜÉ=ÅçåíêáÄìíáçåë=
çÑ= åçåÖçîÉêåãÉåí~ä= çêÖ~åáò~íáçåë= EkdlëF= ~êÉ=

                                                                       
çÑ= íÜÉ= lêÖ~åáò~íáçåÛë= éêçÅÉëëÉëK“ Vgl. Cardoso-
Report, Glossary. 

6  Cardoso-Report, Proposal 5. Vgl. zur Bewertung 
des Cardoso-Reports auch die ausführlichere Stel-
lungnahme von Martens, Jens/Paul, James (2004): 
Comments on the Report of the Cardoso Panel. 
New York: GPF  
(http://www.globalpolicy.org/reform/initiatives/pan
els/cardoso/08gpf.pdf). 

7  Vgl. zu den Statements der Regierungen UN Dok. 
GA/10268 vom 4. Oktober und UN Dok. 
GA/10270 vom 5. Oktober 2005. 

áãéçêí~åí= Ñçê= íÜÉ= ïçêâ= çÑ= íÜÉ= råáíÉÇ= k~íáçåëK=
eçïÉîÉêI= áí= áë= ÅäÉ~ê= Ñêçã= ÇáëÅìëëáçåë= íÜ~í= íÜÉ=
ãçÇ~äáíáÉë= Ñçê= íÜÉáê= é~êíáÅáé~íáçå= ~åÇ= íÜÉáê= ÅçåJ
íêáÄìíáçå= íç= íÜÉ=ïçêâ= çÑ= íÜÉ= dÉåÉê~ä= ^ëëÉãÄäó=
ëíáää= åÉÉÇ= íç= ÄÉ= ÅçåëáÇÉêÉÇK= pÉîÉê~ä= ÇÉäÉÖ~íáçåë=
~ÇîçÅ~íÉÇ= ~= ëáãéäáÑáÅ~íáçå= çÑ= íÜÉ= ëóëíÉã= çÑ= ~ÅJ
ÅêÉÇáí~íáçå= Ñçê= êÉéêÉëÉåí~íáîÉë=çÑ= Åáîáä= ëçÅáÉíóK=^=
ä~êÖÉ=åìãÄÉê=çÑ=ÇÉäÉÖ~íáçåë=ïÉäÅçãÉÇ=íÜÉ=ÉñáëíJ
áåÖ=ÅççéÉê~íáçå=çå=íÜÉ=äçÅ~ä=äÉîÉä=ÄÉíïÉÉå=dçîJ
ÉêåãÉåíë=~åÇ=Åáîáä=ëçÅáÉíó=çå=ÇÉîÉäçéãÉåí=áëëìÉëK=
qÜÉ= ÜçéÉ= ï~ë= ÉñéêÉëëÉÇ= íÜ~í= íÜáë= ÅççéÉê~íáçå=
ïçìäÇ=~äëç=ÄÉ=ëíêÉåÖíÜÉåÉÇ=ïáíÜ=íÜÉ=råáíÉÇ=k~J
íáçåëK= eçïÉîÉêI= ëÉîÉê~ä= ÇÉäÉÖ~íáçåë= ~ÇîçÅ~íÉÇ=
äáãáíáåÖ= ëìÅÜ= ÅççéÉê~íáçå= íç= íÜÉ= äÉîÉä= çÑ= íÜÉ=
bÅçåçãáÅ=~åÇ=pçÅá~ä=`çìåÅáäK?U=

Mehrere Versuche der brasilianischen Regierung, 
in der Generalversammlung eine Resolution zu 
den Vorschlägen des Cardoso-Berichts zu verab-
schieden, schlugen fehl.9 Der Prozess tritt seit-
dem auf der Stelle. In den Auseinandersetzun-
gen um die Reform der Vereinten Nationen im 
Jahr 2005 war die Rolle der Zivilgesellschaft kein 
Thema, obwohl Kofi Annan in seinen Berichten 
wiederholt Empfehlungen des Cardoso-Panels 
aufgegriffen hatte. 

3 Die Antwort Kofi Annans auf den 
Cardoso-Report 

Als Antwort auf den Cardoso-Report veröffent-
lichte der UN-Generalsekretär im September 
2004 einen Bericht, in dem er Vorschläge für die 
Verbesserung der Beziehungen zwischen UN 
und NGOs formulierte.10 Bemerkenswerterweise 
konzentrierte er sich in diesem Bericht auf die 
Beziehungen zwischen UN und NGOs im enge-
ren Sinne und übernahm nicht das weitergehen-
de „Multi-Constituency“-Konzept des Cardoso-
Reports und die damit verbundenen Empfehlun-
gen. Dies war sicherlich auch eine Reaktion auf 
die Kritik von NGOs und Regierungen.  

• Annans Bericht enthält eine Reihe pragmati-
scher Vorschläge zur Weiterentwicklung der 
Beziehungen zwischen UN und NGOs, unter 
anderem: 

• Die Einrichtung eines Treuhandfonds, um 
die Teilnahme von NGOs aus Entwicklungs-
ländern an UN-Veranstaltungen finanziell zu 
unterstützen. 

• Die Vereinheitlichung der Akkreditierungs-
verfahren für NGOs. 

                                                 
8  UN Dok. A/59/PV.20 vom 5. Oktober 2005, S. 18. 
9  Vgl. Brazilian Draft Resolution to the General As-

sembly on United Nations-Civil Society Relations, 
16 February 2005  
(http://www.globalpolicy.org/ngos/int/un/access/20
05/0216brazildraft.htm).  

10  Vgl. United Nations Secretary-General (2004). 
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• Die Formulierung eines Verhaltenskodex für 
NGOs, ?~ë= çåÉ= áåëíêìãÉåí= íç= ÉåëìêÉ= íÜ~í=
kdlë=Åçããáí=íÜÉãëÉäîÉë=íç=íÜÉ=~áãë=çÑ=íÜÉ=
`Ü~êíÉê=~åÇ=~Åí=áå=~=ã~ååÉê=íÜ~í=êÉÑäÉÅíë=íÜÉ=
áåíÉêÖçîÉêåãÉåí~ä= ÅÜ~ê~ÅíÉê= çÑ= íÜÉ= lêÖ~åáJ
ò~íáçåK?NN 

• Die Verbesserung der Zusammenarbeit zwi-
schen UN-Repräsentanten und NGOs auf 
der Länderebene.  

• Die Einrichtung eines "Büros für Partner-
schaften" im UN-Sekretariat und die Integra-
tion des bislang eigenständigen UN-Non-
Governmental Liaison Service (NGLS) in die-
ses Büro. 

• Die Veranstaltung informeller Hearings mit 
der Zivilgesellschaft im Vorfeld wichtiger UN-
Ereignisse sowie unmittelbar vor der jährli-
chen Tagung der Generalversammlung. 

• Die förmliche Öffnung der Generalversamm-
lung für die Beteiligung von NGOs. 

Kofi Annan betonte vor allem den letzten Vor-
schlag und wandte sich explizit gegen das Ar-
gument, die UN-Charta würde in Artikel 71 nur 
die Partizipation von NGOs im ECOSOC zulassen. 
Er betonte aber auch, dass bei einer förmlichen 
Akkreditierung bei der Generalversammlung die 
Rechte und Pflichten der NGOs klar definiert 
werden müssten: 

?qÜÉêÉ= áë= åçíÜáåÖ= áå=^êíáÅäÉ= TN= íÜ~í=ïçìäÇ= éêÉJ
ÅäìÇÉ=íÜÉ=dÉåÉê~ä=^ëëÉãÄäó=Ñêçã=áåîáíáåÖ=kdlë=
íç=é~êíáÅáé~íÉ=áå= áíë=ëÉëëáçåë=~åÇ=áíë=ïçêâK=qÜÉêÉ=
áë= ÅçåëáÇÉê~ÄäÉ= ãÉêáí= áå= çéÉåáåÖ= íÜÉ= êÉÖìä~ê=
ïçêâ=çÑ=íÜÉ=dÉåÉê~ä=^ëëÉãÄäó=íç=áåÅêÉ~ëÉÇ=é~êJ
íáÅáé~íáçå= Äó= ~ÅÅêÉÇáíÉÇ= kdlëK= qÜáë= áë= ~äêÉ~Çó=
í~âáåÖ= éä~ÅÉ= áåÑçêã~ääó= íÜêçìÖÜ= é~åÉäëI= êçìåÇJ
í~ÄäÉëI= kdl= áåîçäîÉãÉåí= áå= íÜÉ= éêÉé~ê~íçêó=
ïçêâ=çÑ= íÜÉ= áåíÉêå~íáçå~ä= ÅçåÑÉêÉåÅÉëI= íÜÉ=péÉJ
Åá~ä= pÉëëáçåë= ~åÇ=ÜáÖÜJäÉîÉä= Çá~äçÖìÉ=çÑ= íÜÉ=^ëJ
ëÉãÄäóK= låÉ= éçëëáÄäÉ= çéíáçå= ÅçìäÇ= ÄÉ= íç= ëí~êí=
ïáíÜ=~ÅÅêÉÇáí~íáçå=íç=íÜÉ=j~áå=`çããáííÉÉëI=äÉ~îJ
áåÖ= Ñçê= ÅçåëáÇÉê~íáçå= ~í= ~= ä~íÉê= ëí~ÖÉ= ïÜÉíÜÉê=
~ÅÅêÉÇáí~íáçå= íç= íÜÉ= éäÉå~êó= ëÜçìäÇ= ÄÉ= ÅçåëáÇJ
ÉêÉÇK= fÑ= íÜÉ= ^ëëÉãÄäó= ÇÉÅáÇÉë= áå= Ñ~îçìê= çÑ= ~ÅJ
ÅêÉÇáíáåÖ=kdlë=íç=íÜÉ=dÉåÉê~ä=^ëëÉãÄäóÛë=j~áå=
`çããáííÉÉëI= êáÖÜíë= ~åÇ= êÉëéçåëáÄáäáíáÉë= çÑ= é~êJ
íáÅáé~íáçå=ïçìäÇ=íÜÉå=åÉÉÇ=íç=ÄÉ=ÇÉÑáåÉÇK?NO=

Die Öffnung der Generalversammlung für NGOs 
war der einzige Vorschlag, den Kofi Annan in 
das Jahr 2005 „hinüberrettete“ und der in sei-
nem Reformbericht "In larger freedom" wieder 
auftauchte. Er forderte darin die Generalver-
sammlung auf, Mechanismen zu schaffen, um 
ihr ?Éáå= ìåÉáåÖÉëÅÜê®åâíÉë= ìåÇ= ëóëíÉã~íáëÅÜÉë=

                                                 
11  Ebd., para. 34. 
12  Ebd., para. 25. 

wìë~ããÉåïáêâÉå=ãáí=ÇÉê=wáîáäÖÉëÉääëÅÜ~Ñí=òì=ÉêJ
ä~ìÄÉå?.13  

Die Regierungen reagierten in der Debatte über 
Kofi Annans Reformagenda auf diesen Vorschlag 
erneut äußerst zurückhaltend. Zum Wortführer 
der Gegner einer stärkeren NGO-Beteiligung in 
der Generalversammlung machte sich Venezuela. 
Nach den Worten seines UN-Vertreters ?~=ÖêÉÉå=
äáÖÜí=Ü~Ç=ÄÉÉå=ÖáîÉå=íç=ÑäççÇ=íÜÉ=^ëëÉãÄäó=ïáíÜ=
åçåJÖçîÉêåãÉåí~ä=çêÖ~åáò~íáçåë=çÑ=~ää=íóéÉëI= áåJ
ÅäìÇáåÖ= íÜçëÉ= íÜ~í=ïÉêÉ=ãçëí= êÉéêÉëÉåí~íáîÉ= çÑ=
íÜÉ=ÉãéáêÉI= áå=íÜÉ=å~ãÉ=çÑ=~=î~ÖìÉ=~åÇ=ìåêÉéJ
êÉëÉåí~íáîÉ=Åáîáä=ëçÅáÉíóK? 14 Dass diese Haltung in 
der Tendenz keineswegs eine Einzelmeinung 
darstellte, zeigten die Vorbereitungen auf den 
Weltgipfel 2005. Sie fanden weitgehend unter 
Ausschluss der Zivilgesellschaft statt.  

4 Rückschlag oder „historisches 
Ereignis“? NGO-Beteiligung beim 
Weltgipfel 2005 

Der Weltgipfel 2005 wurde als „high-level ple-
nary meeting“ der Generalversammlung durch-
geführt. Daher galten für den Gipfel auch die 
Verfahrensregeln der Generalversammlung. Eine 
Beteiligung von NGOs ist darin grundsätzlich 
nicht vorgesehen. Dies war eine bewusste Ent-
scheidung der Regierungen, zu der es auch Al-
ternativen gegeben hätte. Es wäre beispielsweise 
möglich gewesen, den Millennium+5-Gipfel als 
Sondertagung der Generalversammlung durch-
zuführen, vergleichbar den Rio+5- und Kopen-
hagen+5-Sondertagungen 1997 bzw. 2000. 
Diese Tagungen fanden unter breiter Einbezie-
hung von NGOs statt. 

Offiziell begründet wurde der Ausschluss der 
NGOs vom Generalsekretär mit Sicherheits- und 
Kapazitätsproblemen. łcçê= ëÉÅìêáíó= êÉ~ëçåë= ~åÇ=
íÜÉ=ëé~ÅÉ=äáãáí~íáçåë=áå=íÜÉ=råáíÉÇ=k~íáçåë=ÄìáäÇJ
áåÖI= íÜÉ= Äêç~ÇÉê= é~êíáÅáé~íáçå= çÑ= Åáîáä= ëçÅáÉíó= áë=
ìåÑçêíìå~íÉäó= åçí= éçëëáÄäÉIÒ stellte er fest. 15 
NGOs wurden aber nicht nur vom Gipfel selbst 
sondern auch von seinem Vorbereitungsprozess 
weitgehend ausgeschlossen. Die Gipfelvorberei-
tungen fanden überwiegend im Rahmen infor-
meller Konsultationen hinter verschlossenen Tü-
ren statt. NGOs hatten den Mangel an Transpa-
renz und Partizipationsmöglichkeiten in einem 
Brief an den UN-Generalsekretär frühzeitig kriti-
siert. Sie werteten dies als gravierenden Rück-
schritt gegenüber den Weltkonferenzen der 
1990er Jahre und forderten eine Öffnung des 
Vorbereitungsprozesses und eine stärkere Betei-

                                                 
13  United Nations Secretary-General (2005), para. 162  
14  UN Dok. GA/10339 vom 8. April 2005.  
15  UN Dok. A/59/545 vom 1. November 2004, para. 

21. 
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ligung von NGOs beim Gipfel selbst.16 Ihre Inter-
vention hatte keinen Erfolg. 

Die Beteiligung der Zivilgesellschaft beschränkte 
sich auf zweitägige informelle Hearings der Ge-
neralversammlung mit Vertretern von Wirtschaft 
und NGOs im Juni 2005. An ihnen nahmen 230 
Vertreter von NGOs in Konsultativstatus beim 
ECOSOC, anderen zivilgesellschaftlichen Organi-
sationen sowie der Wirtschaft als sogenannte 
„aktive Teilnehmer“ teil.17 Sie wurden aus einer 
Liste von rund 1000 Bewerbern vom Präsidenten 
der Generalversammlung auf Vorschlag einer 
NGO-Task Force ausgewählt. Die 10-köpfige 
Task Force war vom Präsidenten der Generalver-
sammlung in Abstimmung mit NGLS eingesetzt 
worden.  

Die Hearings fanden zu einem relativ späten 
Zeitpunkt im Vorbereitungsprozess des Gipfels 
statt und hatten keinen nachweisbaren Einfluss 
auf die Gipfelergebnisse. Sie hatten eher Sym-
bolcharakter und sollten vermutlich vor allem die 
Offenheit von Regierungen und UN gegenüber 
nichtstaatlichen Akteuren unter Beweis stellen. 
Dennoch wurden sie von manchen NGO- und 
UN-Sprechern als "historisches Ereignis" gefei-
ert.NU In der Tat gab es bis dahin keine derartige 
Veranstaltung im Rahmen der Generalversamm-
lung. In anderen Zusammenhängen führten die 
Vereinten Nationen allerdings bereits in den ver-
gangenen Jahren Hearings und interaktive Dia-
loge mit NGOs und Privatwirtschaft durch, bei-
spielsweise die Hearings über Entwicklungsfi-
nanzierung im Jahr 2000 und die interaktiven 
Dialogveranstaltungen bei der Monterrey-
Konferenz und dem Johannesburg-Gipfel 2002. 
Die Hearings 2005 stellten daher ÇÉ=Ñ~Åíç keinen 
Präzedenzfall dar. 

Am Weltgipfel vom 14. bis 16. September 2005 
und der ihm vorausgehenden Sitzung über Ent-
wicklungsfinanzierung durften lediglich drei Ver-
treter von NGOs und Gewerkschaften sowie 
zwei Wirtschaftsvertreter teilnehmen und ein 
Statement abgeben. Allen anderen wurde „aus 
Sicherheitsgründen“ der Zugang zum UN-
Gebäude verwehrt. Die drei Redner beim Gipfel 
selbst erhielten erst am späten Abend des 16. 
September 2005 das Wort, nachdem das Ab-
schlussdokument verabschiedet worden war und 
die meisten Regierungsvertreter bereits den Saal 
verlassen hatten.19  

                                                 
16 Vgl. http://www.globalpolicy.org/ngos/ngo-un/ga/ 

2004/1112letter.htm. 
17  Vgl. dazu den Bericht des Präsidenten der General-

versammlung über die Hearings: UN Dok. A/60/331 
vom 2. September 2005. 

18  Ebd., para.8. 
19  Vgl. dazu UN NGLS Roundup Issue 124 (October 

2005). 

Angesichts dieser Symbolik und des weitgehen-
den Ausschlusses der NGOs markiert der Welt-
gipfel 2005 weniger ein „historisches Ereig-
nis“ als eher einen Tiefpunkt in den Beziehun-
gen zwischen UN und Zivilgesellschaft. Vor die-
sem Hintergrund überrascht es nicht, dass das 
Abschlussdokument des Gipfels nur am Rande 
auf die Beziehungen zwischen UN und NGOs 
eingeht.  

5 Rolle der Zivilgesellschaft im „Final 
Outcome Document“ 

Im Abschlussdokument des Weltgipfels 2005 
formulieren die Regierungen Absichtserklärun-
gen zu folgenden vier Themenbereichen:20 

• Entwicklung 

• Frieden und kollektive Sicherheit 

• Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit 

• Stärkung der Vereinten Nationen  

Die Rolle von NGOs und Zivilgesellschaft erwäh-
nen sie in den Kapiteln über Entwicklung und 
die Stärkung der UN, und dort jeweils in einem 
Atemzug mit der Privatwirtschaft. Unter der 
Überschrift "Globale Partnerschaft für Entwick-
lung" bekräftigen sie unter anderem, ?íç= ÉåJ
Ü~åÅÉ=íÜÉ=ÅçåíêáÄìíáçå=çÑ=åçåJÖçîÉêåãÉåí~ä=çêJ
Ö~åáò~íáçåëI= Åáîáä= ëçÅáÉíóI= íÜÉ= éêáî~íÉ= ëÉÅíçê= ~åÇ=
çíÜÉê= ëí~âÉÜçäÇÉêë= áå= å~íáçå~ä= ÇÉîÉäçéãÉåí= ÉÑJ
ÑçêíëI= ~ë=ïÉää=~ë= áå= íÜÉ=éêçãçíáçå=çÑ= íÜÉ=ÖäçÄ~ä=
é~êíåÉêëÜáé= Ñçê= ÇÉîÉäçéãÉåíK? ON =Im Abschnitt 
über die zukünftige Rolle des ECOSOC stellen sie 
fest, ?xíÜ~íz=íÜÉ=`çìåÅáä=ëÜçìäÇ=ëÉêîÉ=~ë=~=èì~äáíó=
éä~íÑçêã= Ñçê= ÜáÖÜJäÉîÉä= ÉåÖ~ÖÉãÉåí= ~ãçåÖ=
jÉãÄÉê=pí~íÉë=~åÇ=ïáíÜ=íÜÉ=áåíÉêå~íáçå~ä=Ñáå~åJ
Åá~ä= áåëíáíìíáçåëI=íÜÉ=éêáî~íÉ=ëÉÅíçê=~åÇ=Åáîáä=ëçÅáJ
Éíó=çå=ÉãÉêÖáåÖ=ÖäçÄ~ä= íêÉåÇëI= éçäáÅáÉë= ~åÇ=~ÅJ
íáçå=xÁzK?OO=

Explizit auf die Rolle nichtstaatlicher Akteure ge-
hen die Regierungen am Ende des Abschlussdo-
kuments ein. Dort stellen sie fest: ?tÉ=ïÉäÅçãÉ=
íÜÉ= éçëáíáîÉ= ÅçåíêáÄìíáçåë= çÑ= íÜÉ= éêáî~íÉ= ëÉÅíçê=
~åÇ= Åáîáä= ëçÅáÉíóI= áåÅäìÇáåÖ= åçåJÖçîÉêåãÉåí~ä=
çêÖ~åáò~íáçåëI= áå= íÜÉ=éêçãçíáçå=~åÇ= áãéäÉãÉåJ
í~íáçå= çÑ= ÇÉîÉäçéãÉåí= ~åÇ= Üìã~å= êáÖÜíë= éêçJ
Öê~ããÉë=~åÇ=ëíêÉëë=íÜÉ=áãéçêí~åÅÉ=çÑ=íÜÉáê=ÅçåJ
íáåìÉÇ= ÉåÖ~ÖÉãÉåí= ïáíÜ= dçîÉêåãÉåíëI= íÜÉ=
råáíÉÇ=k~íáçåë=~åÇ=çíÜÉê=áåíÉêå~íáçå~ä=çêÖ~åáò~J
íáçåë=áå=íÜÉëÉ=âÉó=~êÉ~ëK?OP=Und weiter: ?tÉ=ïÉäJ
ÅçãÉ=íÜÉ=Çá~äçÖìÉ=ÄÉíïÉÉå=íÜçëÉ=çêÖ~åáò~íáçåë=
~åÇ=jÉãÄÉê= pí~íÉëI= ~ë= êÉÑäÉÅíÉÇ= áå= íÜÉ= Ñáêëí= áåJ
Ñçêã~ä= áåíÉê~ÅíáîÉ= ÜÉ~êáåÖë= çÑ= íÜÉ= dÉåÉê~ä= ^ëJ
ëÉãÄäó= ïáíÜ= êÉéêÉëÉåí~íáîÉë= çÑ= åçåJ
                                                 
20  Vgl. United Nations General Assembly (2005). 
21  Ebd., para. 22(e). 
22  Ebd., para. 155(a). 
23  Ebd., para. 172. 
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ÖçîÉêåãÉåí~ä=çêÖ~åáò~íáçåëI=Åáîáä=ëçÅáÉíó=~åÇ=íÜÉ=
éêáî~íÉ=ëÉÅíçêK?OQ=

Mit diesen Sätzen bestätigen die Regierungen 
lediglich den gegenwärtigen Stand der Bezie-
hungen zwischen UN und Zivilgesellschaft, sie 
eröffnen aber keine Perspektiven für deren Wei-
terentwicklung.  

Relevant für die künftige Rolle der NGOs in den 
UN sind aber nicht nur die Passagen des Ab-
schlussdokuments, in denen sie explizit erwähnt 
werden. Zu beachten sind auch die Teile, in de-
nen sie explizit åáÅÜí erwähnt werden. Das gilt 
insbesondere für die geplante Kommission für 
Friedenskonsolidierung (Peacebuilding Commis-
sion) und den neuen Menschenrechtsrat. Die De-
tailverhandlungen über diese neuen UN-Gremien 
begannen erst nach dem Weltgipfel. Es besteht 
die Gefahr, dass im Rahmen dieser Verhandlun-
gen bereits erreichte Beteiligungsrechte für 
NGOs, insbesondere im Menschenrechtsbereich, 
wieder zurückgeschraubt werden. 

6 Schlussfolgerungen 

Die Beziehungen zwischen den Vereinten Natio-
nen und NGOs befinden sich nach den dynami-
schen Entwicklungen der 1990er Jahre in einer 
kritischen Phase. Alle Versuche einer Erweite-
rung der formellen Partizipationsrechte für NGOs 
sind bislang gescheitert. Auf die zunehmende 
(quantitative) Präsenz nichtstaatlicher Akteure in 
den UN reagieren manche Regierungen eher de-
fensiv und warnen vor einer "Überflutung" der 
Weltorganisation durch NGOs. Aber auch Regie-
rungen, die gegenüber NGO-Belangen traditio-
nell aufgeschlossener waren, hielten sich in den 
aktuellen Reformauseinandersetzungen in dieser 
Hinsicht zurück. Sie fürchteten offensichtlich, 
dass die ohnehin schwierigen Reformverhand-
lungen durch die Einbeziehung nichtstaatlicher 
"Störenfriede" noch komplizierter würden, und 
wollten keine zusätzliche Reformbaustelle neben 
Sicherheitsrat, Menschenrechtsrat, Peacebuilding 
Commission, ECOSOC und den Verwaltungsre-
formen im UN-Sekretariat eröffnen. 

Immer mehr Regierungen, UN-Institutionen und 
auch einige NGOs favorisieren angesichts der 
Blockaden gegenüber weitergehenden formellen 
Partizipationsrechten eher informelle Kooperati-
onsformen im Rahmen von Multistakeholder-
Initiativen und "Partnerschaften" öffentlicher 
und privater Akteure. Die neue Governance-
Struktur des Global Compact, die der UN-
Generalsekretär im August 2005 bestätigte, bil-

                                                 
24  Ebd., para. 173. 

det dafür möglicherweise einen neuen Präze-
denzfall.25  

Angesichts dieser Tendenzen und der Erfahrun-
gen mit der NGO-Beteiligung beim Weltgipfel 
2005 zeichnet sich für die künftigen Beziehun-
gen zwischen UN und NGOs folgendes Szenario 
ab: Auf der einen Seite verlagern sich zwischen-
staatliche Verhandlungen und Entscheidungs-
prozesse weg von Weltkonferenzen und Son-
dergeneralversammlungen mit breiter NGO-
Beteiligung hin zu quasi „NGO-freien“ Räumen, 
z.B. informellen Konsultationen der Generalver-
sammlung. Auf der anderen Seite gewinnen 
Multi-Stakeholder-Initiativen weiter an Bedeu-
tung, in die nur ausgewählte NGOs, die ihre 
Kooperations- und Dialogbereitschaft gegenüber 
Regierungen und Wirtschaft bewiesen haben, 
einbezogen werden.  

Eine solche Entwicklung könnte für die öffentli-
che Unterstützung der UN fatale Folgen haben. 
Viele zivilgesellschaftliche Organisationen wür-
den vermutlich als Reaktion auf diese Tendenzen 
auf Distanz zu den Vereinten Nationen gehen. 
Nach IWF, Weltbank und WTO würden auch die 
UN verstärkt ins Visier der globalisierungskriti-
schen Bewegung geraten.  

Gerade angesichts der fortgesetzten politischen 
Attacken aus den USA wären die Vereinten Na-
tionen jedoch auf eine stärkere öffentliche Un-
terstützung dringend angewiesen. Transparenz 
und Offenheit ihrer Entscheidungsprozesse und 
die breite Einbeziehung zivilgesellschaftlicher 
Organisationen wären dafür notwendige Vor-
aussetzungen. Dies würde auch zur Stärkung 
zwischenstaatlicher Zusammenarbeit unter dem 
Dach der Vereinten Nationen beitragen - eine 
Einschätzung, die auch der UN-Generalsekretär 
teilt, wenn er feststellt: ?bñé~åÇáåÖ= ~åÇ=ÇÉÉéÉJ
åáåÖ= íÜÉ= êÉä~íáçåëÜáé= ïáíÜ= kdlë= ïáää= ÑìêíÜÉê=
ëíêÉåÖíÜÉå=ÄçíÜ=íÜÉ= áåëíáíìíáçå=~åÇ=íÜÉ= áåíÉêÖçJ
îÉêåãÉåí~ä=ÇÉÄ~íÉK=qÜáë=áë=~å=çééçêíìåáíó=Ñçê=íÜÉ=
råáíÉÇ=k~íáçåë=íç=ÉåÜ~åÅÉ=áíë=áãé~Åí=áå=~=ïçêäÇ=
íÜ~í= áë= êÉã~êâ~Ääó= ÇáÑÑÉêÉåí= Ñêçã= íÜÉ= çåÉ= áå=
ïÜáÅÜ=áí=ï~ë=ÑçìåÇÉÇ=åÉ~êäó=SM=óÉ~êë=~ÖçK?OS=

Konkrete Ansatzpunkte für Reformen in den Be-
ziehungen zwischen UN und NGOs ergeben sich 
aus den weiterhin ungelösten Strukturproble-
men und den Empfehlungen, die im Cardoso-
Bericht und dem darauf bezogenen Bericht des 
Generalsekretärs genannt wurden. Und auch die 
gegenwärtigen Reformverhandlungen in Hin-
blick auf den Menschenrechtsrat, die Peacebuil-

                                                 
25  Vgl. UN Global Compact (2005): The Global Com-

pact's Next Phase. New York: UN.   
(http://www.unglobalcompact.org/content/About 
TheGC/gc_gov_framew.pdf). 

26  United Nations Secretary-General (2004), para. 3. 
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ding Commission und den ECOSOC sind für die 
künftige Rolle der NGOs in den UN relevant. Der 
Präsident der 60. Generalversammlung, der 
Schwede Jan Eliasson, hat angekündigt, diesen 
Aspekten mehr Aufmerksamkeit zu widmen. Auf 
seiner Reformagenda sollten daher die folgen-
den Themen nicht fehlen: 

dÉåÉê~äîÉêë~ããäìåÖW Trotz des Widerstandes 
mancher Regierungen sind die Vorschläge Kofi 
Annans für eine "uneingeschränkte und syste-
matische" Einbeziehung der NGOs in die Arbeit 
der Generalversammlung nicht vom Tisch. Auch 
die Vereinheitlichung der Akkreditierungsverfah-
ren für NGOs bleibt im Zuge des Abbaus über-
flüssiger Bürokratie im UN-Sekretariat relevant. 
Als pragmatischen ersten Schritt zur Überwin-
dung des gegenwärtigen Reformstillstandes 
könnte die Generalversammlung eine léÉåJ
ÉåÇÉÇ=tçêâáåÖ= dêçìé einsetzen, die innerhalb 
eines Jahres konkrete Vorschläge zur Stärkung 
und Vertiefung der Beziehungen zwischen UN 
und Zivilgesellschaft, auch in Hinblick auf die 
Generalversammlung, erarbeiten sollte. Ihre Sit-
zungen sollten NGOs offen stehen. 

eÉ~êáåÖë=ãáí= kdlëW Komplementär zu anderen 
Formen der Partizipation können Hearings mit 
Vertretern von NGOs dazu dienen, Erfahrungen 
und Positionen der Zivilgesellschaft gegenüber 
Regierungen und UN deutlich zu machen. Sie 
können ein sinnvoller Schritt sein, um die Gene-
ralversammlung weiter für NGOs zu öffnen. Wie 
von Kofi Annan vorgeschlagen, könnten thema-
tische Hearings regelmäßig im Vorfeld zu wichti-
gen Ereignissen und den jährlichen Tagungen 
der Generalversammlung stattfinden. Auch der 
Sicherheitsrat könnte das Instrument der Hea-
rings wesentlich häufiger und systematischer 
nutzen als bisher. Die Regierungen dürfen solche 
Hearings allerdings nicht als Feigenblatt miss-
brauchen, um das Fehlen weitergehender Parti-
zipationsmöglichkeiten für die Zivilgesellschaft 
zu verschleiern. 

jÉåëÅÜÉåêÉÅÜíëê~íW Eine zentrale Frage bei der 
Transformation der Menschenrechtskommission 
des ECOSOC in einen neuen Menschenrechtsrat 
ist die künftige Einbeziehung der NGOs. Bei den 
bisherigen Verhandlungen in der Generalver-
sammlung war umstritten, ob die Konsultativre-
geln des ECOSOC auf den neuen Menschen-
rechtsrat übertragen werden sollten, oder ob die 
wesentlich restriktiveren Verfahrensregeln für 
Nebenorgane der Generalversammlung gelten 
sollten. Würden sich die Regierungen auf die re-
striktiveren Regeln einigen, würden sie die NGO-
Beteiligung erheblich einschränken und damit 
die Wirksamkeit und Glaubwürdigkeit des neuen 
Menschenrechtsrates in erheblichem Maße be-
einträchtigen. Die Ausweitung der Konsultativ-

regeln des ECOSOC auf den Menschenrechtsrat 
könnte dagegen einen Präzedenzfall für andere 
Gremien des UN-Systems darstellen. 

hçããáëëáçå=ÑΩê=cêáÉÇÉåëâçåëçäáÇáÉêìåÖW Die Pea-
cebuilding Commission wird als zwischenstaatli-
ches Beratungsgremium von der Generalver-
sammlung eingesetzt. Eine systematische Einbe-
ziehung nichtstaatlicher Akteure haben die Re-
gierungen den bisherigen Resolutionsentwürfen 
zufolge nicht vorgesehen. Immerhin soll die 
Peacebuilding Commission aufgerufen werden, 
?íç= Åçåëìäí= ïáíÜ= Åáîáä= ëçÅáÉíó= çêÖ~åáò~íáçåëI= áåJ
ÅäìÇáåÖ= ïçãÉåDë= çêÖ~åáò~íáçåëI= ÉåÖ~ÖÉÇ= áå=
éÉ~ÅÉÄìáäÇáåÖ= ~ÅíáîáíáÉëI= ~ë= ~ééêçéêá~íÉK?OT Diese 
Formulierung bietet Raum für die unterschied-
lichsten Formen der Beteiligung. Sobald die 
Kommission Anfang 2006 Ihre Tätigkeit aufge-
nommen hat, wird sich zeigen, wie sie in die 
Praxis umgesetzt wird.  

b`lpl`W Im Abschlussdokument des Weltgipfels 
2005 vereinbarten die Regierungen, den 
ECOSOC zu einer Art "MDG-Council" umzu-
wandeln. Seine künftige Aufgabe soll vor allem 
darin bestehen, jährlich die Umsetzung der in-
ternational vereinbarten Entwicklungsziele, ein-
schließlich der MDGs, zu überprüfen. Dies soll 
auch unter Einbeziehung der Zivilgesellschaft er-
folgen. Für NGOs eröffnen sich damit im 
ECOSOC eventuell neue Möglichkeiten, den Re-
gierungen unabhängige Analysen und Erfahrun-
gen mit der Umsetzung der Entwicklungsziele zu 
präsentieren und damit auf die weitere Verwirk-
lichung dieser Ziele und den entwicklungspoliti-
schen Diskurs insgesamt Einfluss zu nehmen. 

jìäíáJpí~âÉÜçäÇÉêJ^åë®íòÉ= ìåÇ= m~êíåÉêëÅÜ~ÑíÉåW 
Der Boom von „Multistakeholder-Initiativ-
en“ und „Partnerschaften“ zwischen Regierun-
gen, Unternehmen und Zivilgesellschaft setzt 
sich im UN-System ungebremst fort. Über den 
Erfolg und die potentiellen Nebenwirkungen der 
bestehenden Initiativen haben die UN jedoch bis-
lang keine systematische Untersuchung durchge-
führt. Bevor sie diese Ansätze weiter verfolgen, 
sollten sie daher ihre Partnerschaftsprojekte ei-
ner umfassenden unabhängigen Evaluierung un-
terziehen. Dabei sollten sie auch untersuchen, 
welchen Einfluss privatwirtschaftliche Interessen-
vertreter im Rahmen der Multi-Stakeholder-
Initiativen auf die Analyse globaler Probleme, die 
politische Strategiebildung und die Finanzierung 
von UN-Projekten haben. In keinem Fall können 
diese selektiven Partnerschaften systematische 

                                                 
27  Draft Resolution vom 18. November 2005, vorge-

legt von den Ständigen Vertretern Dänemarks und 
Tansanias, para. 23.  
(http://www.globalpolicy.org/reform/topics/pbc/20
05/1118draft.pdf). 
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Partizipationsrechte für NGOs innerhalb der UN 
ersetzen. 

sÉêÜ~äíÉåëâçÇÉñ= ÑΩê= kdlëW Spiegelbildlich zu 
den Forderungen nach einer Ausweitung der 
Partizipationsrechte für NGOs sind auch Forde-
rungen nach einem Verhaltenskodex für NGOs 
laut geworden. Sowohl das Cardoso-Panel als 
auch der UN-Generalsekretär griffen dieses 
Thema in ihren Berichten auf. Mit einem solchen 
Verhaltenskodex sollen NGOs demonstrieren, 
dass sie die Ziele der UN-Charta unterstützen. 
Grundsätzlich können NGOs die Idee eines sol-
chen Verhaltenskodex unterstützen, solange si-
chergestellt ist, dass Regierungen und UN-
Sekretariat ihn nicht missbrauchen, um politische 
Konditionalitäten an die Akkreditierung von 
NGOs zu knüpfen und auf diese Weise missliebi-
ge und regierungskritische Gruppen auszu-
schließen. 

kdipW Der UN-Generalsekretär hat in seinem Be-
richt zum Cardoso-Report zu Recht auf das hohe 
Ansehen hingewiesen, dass NGLS bei NGOs ge-
nießt. NGLS hat mit seinen Büros in Genf und 
New York und seinen Informationsdiensten 
maßgeblich dazu beigetragen, die Partizipations-
fähigkeiten von NGOs in den UN zu stärken. Vie-
le Regierungen und UN-Organisationen haben 
die Arbeit von NGLS bisher zu wenig gewürdigt 
und sich mit freiwilligen Beitragsleistungen an 
diese Einrichtung zurückgehalten. Mit Blick auf 
die daraus resultierenden finanziellen Schwierig 
keiten von NGLS hat Kofi Annan vorgeschlagen, 
NGLS in das UN-Sekretariat zu integrieren. Da-
durch sollte sein institutionelles Standing erhöht 
und seine Finanzierung auf eine stabilere Grund-
lage gestellt werden. Kurzfristig geschah jedoch 
das Gegenteil. Die bisherigen Unterstützer hiel-
ten sich nach der Ankündigung Kofi Annans mit 
freiwilligen Beitragszahlungen zurück, ohne dass 
das UN-Sekretariat die Finanzierungslücke aus-
gleichen konnte.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

NGOs haben in einem Brief an den UN-
Generalsekretär auf die prekäre Lage von NGLS 
hingewiesen und gefordert, sowohl die instituti-
onelle Unabhängigkeit von NGLS aufrechtzuer-
halten, als auch die nachhaltige Finanzierung 
seiner Arbeit sicherzustellen.28 

qê~åëé~êÉåò= ìåÇ= aá~äçÖW Die Mitwirkung von 
NGOs in den UN kann bereits durch relativ ein-
fache und unbürokratische Maßnahmen verbes-
sert werden. Der UN-Generalsekretär hat selbst 
vorgeschlagen, künftig besser organisierte und 
systematische Konsultationen zwischen dem UN-
Sekretariat und den NGOs durchzuführen. 29 
Auch die Transparenz von Diskussions- und Ver-
handlungsprozessen in den UN kann ohne gro-
ßen Aufwand erhöht werden. Bei der kostenlo-
sen Bereitstellung aller UN-Dokumente im Inter-
net im Rahmen des Official Documents System 
(ODS) hat es in den letzten Jahren Fortschritte 
gegeben. Sinnvoll wäre es jedoch, auch Arbeits- 
und Diskussionspapiere, Briefe, Briefings und 
Hintergrundstudien der Öffentlichkeit auf der 
Homepage der UN systematisch zugänglich zu 
machen. Im Follow-up zum Weltgipfel 2005 hat 
der Präsident der Generalversammlung positive 
Schritte in diese Richtung unternommen.30 

Vom Ausgang der Reformen in all diesen Berei-
chen wird es abhängen, ob der oben skizzierte 
Trend zur Exklusivität und Selektivität in den Be-
ziehungen zwischen UN und NGOs sich fortsetzt 
oder ob es zu einer systematischen Stärkung der 
zivilgesellschaftlichen Mitwirkung in den UN und 
damit auch zur Stärkung eines pluralistischen 
Multilateralismus unter dem Dach der Vereinten 
Nationen kommt. 

aÉê=^ìíçêW==

gÉåë= j~êíÉåë= äÉáíÉí= Ç~ë= bìêçé~ÄΩêç= ÇÉë= däçÄ~ä=
mçäáÅó=cçêìãëK=

=

                                                 
28  Vgl. International NGO Task Group on Legal and 

Institutional Matters, Letter to the Secretary Gen-
eral about NGLS, 25. Oktober 2004   
(http://www.globalpolicy.org/reform/initiatives/ 
panels/cardoso/1025intglim.htm). 

29  United Nations Secretary-General (2004), para. 54. 
30  Vgl. 

http://www.un.org/ga/president/60/summitfollowup/ 
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